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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Die Apokalypse fällt aus – Klimaplan außer Kraft setzen, klimapolitisch motivierte Ge-
setze abschaffen 

Der Landtag stellt fest: 
 
1. Der „Weltklimarat“ (IPCC) hat im April 2026 das Worst-Case-Szenario RCP8.5 (sowie 

dessen Nachfolger SSP5-8.5), das bis zum Ende des Jahrhunderts eine Erwärmung 
von vier bis sechs Grad voraussagte, als „unplausibel“ eingestuft. In seinem wahr-
scheinlichsten Szenario hält der IPCC jetzt noch eine Erwärmung von zusätzlich 1,1 
Grad für wahrscheinlich. 

2. Die Gesetzgebung zum Klimaschutz, die mit immensen volkswirtschaftlichen Kosten 
verbunden ist, hat damit ihre wichtigste Begründung verloren. Die Transformationspo-
litik mit „Energie-“, „Wärme-“ und „Verkehrswende“ erweist sich als unnötige Belastung 
für Deutschland. 

 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert,  
 
1. im Land Brandenburg den „Klimaplan“ außer Kraft zu setzen und eine neue Energie-

strategie auszuarbeiten, die den tatsächlichen Gegebenheiten Rechnung trägt. 
2. sich auf allen politischen Ebenen dafür einzusetzen, sämtliche klimapolitisch motivier-

ten Gesetze abzuschaffen. 

Begründung: 

Die Klimaschutz- und Transformationspolitik der letzten Jahre hat zu erheblichen Belastun-
gen für Wirtschaft, Bürger und Kommunen geführt. Hohe und immer weiter steigende Ener-
giepreise, steigende Kosten für Wärmeversorgung und Mobilität sowie zunehmende büro-
kratische Vorgaben belasten insbesondere das produzierende Gewerbe, das Handwerk und 
private Haushalte. 
 
Schon 2015 warnte das Wall Street Journal vor „Deutschlands Wahnsinn: Ausstieg aus Öl, 
Kohle und Atom gleichzeitig, bei weltweit höchsten Strompreisen (30 ct/kWh vs. USA 10 ct), 
ohne ‚Klimaziele‘ zu erreichen“.1 
 

 
1 Zitiert nach www.focus.de/finanzen/news/deutsche-zahlen-die-hoechsten-strompreise-der-
welt_id_49508661.html, abgerufen am 13.05.2026. 
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Die nationale CO₂-Bepreisung ist ein wirkungsloser, sozial zerstörerischer und wirtschaftlich 
ruinöser Zwang, der Deutschland abstürzen lässt. Seit 2021 hat sie die Energiepreise um 
10 bis 20 Prozent verteuert: Benzin/Diesel +15–18 ct/L, Gas +1,57–1,85 ct/kWh, Heizöl 
+260–310 €/Jahr pro Haushalt.2 Dies löst Inflationsspiralen aus (+0,5–1 Prozent-
punkte/Jahr), da Kosten auf Lebensmittel, Transport und Industrieprodukte umgelegt wer-
den.  
 
Brandenburg ist als Energie- und Industriestandort von dieser Entwicklung in besonderem 
Maße betroffen. Die immer weiter fortschreitende Deindustrialisierung, nicht nur in energie-
intensiven Branchen, der Rückgang industrieller Wertschöpfung und die Verlagerung von 
Produktionsstätten ins Ausland zeigen, dass die aktuelle Politik negative Auswirkungen auf 
Arbeitsplätze und regionale Wirtschaftskraft hat. 
 
Gleichzeitig ist der Beitrag Deutschlands und Brandenburgs zu den weltweiten CO₂-Emis-
sionen sehr begrenzt. Eine einseitige, kostenintensive Transformation ohne entsprechende 
internationale Verpflichtungen anderer großer Emittenten hat bereits zu Wettbewerbsnach-
teilen geführt, ohne dass damit ein messbarer Effekt auf das Weltklima erzielt wird. 
 
Der „Klimaplan Brandenburg“ setzt diese Politik auf Landesebene fort und enthält zahlreiche 
Maßnahmen, die mit erheblichen Kosten und Eingriffen in bestehende Strukturen verbun-
den sind. Zugleich macht er allen anderen Politikfeldern Vorgaben im Sinne von Leitplanken, 
wie sie sich mit Blick auf „klimapolitische“ Zielsetzungen zu entwickeln haben. Alles hat sich 
danach zu richten. 
 
Da nun der „Weltklimarat“ (IPCC) im April 2026 das Worst-Case-Szenario RCP8.5 (sowie 
dessen Nachfolger SSP5-8.5), das bis zum Ende des Jahrhunderts eine Erwärmung von 
vier bis sechs Grad voraussagte, als „unplausibel“ eingestuft hat, ist dieser „Klimapolitik“ die 
Grundlage entzogen. 
 
Eine neue Energiestrategie sollte sich daher vorrangig an den Zielen Versorgungssicherheit, 
Bezahlbarkeit und Technologieoffenheit orientieren. „Klimapolitisch“ motivierte Regelungen 
auf Bundes- und Landesebene, die unverhältnismäßige wirtschaftliche Belastungen verur-
sachen oder die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts beeinträchtigen, müssen gestrichen 
werden. 
 
Die Landesregierung wird daher aufgefordert, den „Klimaplan Brandenburg“ außer Kraft zu 
setzen und eine neue Energiestrategie zu erarbeiten. Zugleich soll sie sich auf Bundes- und 
europäischer Ebene dafür einsetzen, die „klimapolitisch“ motivierten Fesseln für unsere wirt-
schaftliche Entwicklung und den Erhalt unseres Wohlstands zu beseitigen. 
 
  

 
2 Vgl. www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw21-de-co2-bepreisung-1067410; www.desta-
tis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Erzeugerpreisindex-gewerbliche-Produkte/aktuell_CO2.html, abgerufen 
am 13.05.2026. 
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Da die gesamte Gesetzgebung zum „Klimaschutz“ auf falschen Annahmen beruht und mas-
sive Nachteile für Bürger und Wirtschaft mit sich bringt, ist diese umgehend aufzuheben. 
Folgende Gesetze auf Bundesebene wären hiervon insbesondere betroffen: 
 

1. das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), 

2. das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), 

3. das Kohleverstromungsbeendigungsgesetz (KVBG), 

4. das Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG), 

5. das Energiefinanzierungsgesetz (EnFG), 

6. das Gebäudeenergiegesetz (GEG), 

7. das Wärmeplanungsgesetz (WPG), 

8. das Energieeffizienzgesetz (EnEfG), 

9. das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) und 

10. das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG).  

 

 


